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5. November 2014
Gemeinsamer Antrag

an die Bezirksversammlung Hamburg-Nord

Umgang mit Straßenbenennungen nach NS-belasteten Personen:
Stadtweites Konzept entwickeln!

In der Vergangenheit gab es wiederholt Debatten über Straßenbenennungen nach Persönlichkeiten, 
die nicht dazu geeignet sind, „zur Pflege des Heimatgefühls und des staatsbürgerlichen Bewusstseins 
beizutragen“ und die auch nicht „der republikanischen Tradition Hamburgs“ entsprechen. Beides 
wird aber gemäß den „Bestimmungen über die Benennung von Verkehrsflächen“ eingefordert.

Im Bezirk Hamburg-Nord gab es ausgehend von der Debatte um die Benennung der 
Hindenburgstraße vermehrt Hinweise auf Straßenbenennungen nach NS-belasteten Personen. So 
gibt es in Langenhorn die Konjetznystraße, benannt nach Prof. Dr. Georg Ernst Konjetzny. Er war 
vom 1. April 1935 bis zum 16. November 1950 Direktor der Chirurgischen Klinik des UKE. Er war aber 
auch entsprechend den Angaben seiner Entnazifizierungsakte Mitglied der NSDAP seit 1. Mai 1937, 
der SA seit 17. Oktober 1933, des NS Dozentenbundes seit Juni 1936, der NS Volkswohlfahrt seit 
1936, des NS Ärztebundes seit 12. April 1939 und des NS Altherrenbundes seit 1935. Zudem war er 
von 1933 bis 1938 „förderndes Mitglied der SS“. Die Ehrung eines ausgewiesenen Anhängers des 
Nationalsozialismus ist ohne Zweifel nicht angebracht und entspricht auch nicht der republikanischen 
Tradition Hamburgs.

Ebenfalls in Langenhorn ist eine Straße nach Max Nonne benannt. Er gilt als Nestor der deutschen 
Neurologie. Er hat viele Ehrungen erhalten, u.a. wurde er auch 1951 zum Ehrensenator der Universi-
tät Hamburg ernannt. Forschungsergebnissen der Historikerin Dr. Johanna Meyer-Lenz zufolge war 
Nonne aber auch Verfasser eines maßgeblichen Gutachtens zum ersten Kindereuthanasieprozess in 
Hamburg, der nach jahrelangen Ermittlungen 1949 mit der Nicht-Eröffnung der Hauptverhandlung 
endete. Begründet wurde dies unter anderem damit, dass die Tötung behinderter Kinder kein Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit gewesen sei, dass die Vernichtung „geistig völlig Toter“ nicht un-
moralisch sei. Die Entscheidung stützte sich auch auf das Gutachten von Max Nonne sowie seiner 
Gedenkschrift aus dem Jahre 1942, die er in unveränderter Fassung dem Gutachten beilegte. Die 
Historikerin Dr. Johanna Meyer-Lenz kommt zu dem Schluss, dass sich die Richter mit der Aussage, 
dass die „Ärztinnen und Ärzte nicht im Widerspruch zum allgemeinen Sittengesetz“ handelten, sich 
dem eingeholten Gutachten und der Denkschrift des Neurologen Prof. Dr. Max Nonne anschlossen. 
Dieser führte in dem Gutachten aus, dass es sich bei den genannten Fällen um schwere Fälle von 
angeborener Idiotie handeln würde. 

„Das sind alles Fälle, für die ich schon seit langen Jahren eine Unterbrechung des Lebens gewünscht 
habe“, so Max Nonne. Er verweist dann auf seine Denkschrift, die er dem Gutachten beiliegen hat. In 
dieser Denkschrift führt Nonne aus: „Es sollte aber vernünftiger Aufklärung die Aufgabe gestellt wer-
den, die Öffentlichkeit zu der Auffassung heranreifen zu lassen, dass die Beseitigung der geistig völlig 
Toten kein Verbrechen, keine unmoralische Handlung, keine gefühlsmäßige Rohheit, sondern ein er-
laubter, nützlicher Akt ist.“
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Die Benennung einer Straße nach einem Befürworter der Euthanasie kann heute kaum noch als in 
der republikanischen Tradition Hamburgs stehend bezeichnet werden. 

Und auch in Eppendorf ist eine Straße nach Hugo Schottmüller benannt. Er war nicht nur UKE-
Mediziner und Entdecker des Paratyphus, sondern auch Mitglied der NSDAP, der er schon 1933 bei-
trat. Im selben Jahr unterschrieb er auch das „Bekenntnis der Professoren an den deutschen Hoch-
schulen und Universitäten zu Adolf Hitler und dem nationalsozialistischen Staat“. 

Es ist davon auszugehen, dass nicht nur in Hamburg-Nord, sondern auch in anderen Bezirken noch 
Straßen nach NS-belasteten Personen benannt sind. Es erscheint daher sinnvoll, eine einheitliche 
Linie zu finden, wie mit solchen Straßenbenennungen stadtweit umgegangen werden soll.

Vor diesem Hintergrund möge die Bezirksversammlung beschließen:

Das vorsitzende Mitglied möge der zuständigen Fachbehörde die Empfehlung der Bezirksversamm-
lung Hamburg-Nord übermitteln, ein stadtweites Konzept für den Umgang mit Straßenbenennungen 
nach NS-belasteten Personen zu erarbeiten.

Michael Werner-Boelz Thomas Domres
und GRÜNE Fraktion und SPD-Fraktion


